
 

 
 

  

 

 

 

Stellungnahme zu dem Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Verbots 
der Vereinbarung von Erfolgshonoraren 

Die Wirtschaftsprüferkammer hat mit Schreiben vom 18. März 2008 gegenüber dem Rechtsaus-
schuss des Deutschen Bundestages erneut zu dem Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 
Neuregelung des Verbots der Vereinbarung von Erfolgshonoraren Stellung genommen (im An-
schluss an die Stellungnahme vom 25. Januar 2008). Der Wortlaut ist nachfolgend wiedergege-
ben: 

 

 

Der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Verbots der Vereinbarung von 
Erfolgshonoraren zum 19. Dezember 2007 enthält – anders als noch der Referentenentwurf zum 
gleichen Gesetz – nunmehr in Artikel 5 auch eine Änderung des § 55a Abs. 1 Satz 1 der Wirt-
schaftsprüferordnung (WPO). Die Wirtschaftsprüferkammer hatte zum vorliegenden Regie-
rungsentwurf mit Schreiben vom 25. Januar 2008 bereits gegenüber dem Rechtsausschuss des 
Bundesrats Stellung genommen; zur Vermeidung von Wiederholungen dürfen wir auf das in 
Kopie beigefügte Schreiben nebst Anlage verweisen (Anlagen 1 u. 2, Anm.: zu den Anlage 1u. 
2 siehe Stellungnahme vom 25. Januar 2008 unter www.wpk.de/stellungnahmen/ vom 29. Ja-
nuar 2008). Da in besagtem Schreiben auf die Stellungnahme der Bundessteuerberaterkammer 
zum gleichen Gesetzesentwurf Bezug genommen wird, haben wir diese der guten Ordnung hal-
ber in Anlage 3 beigefügt.  

Wir dürfen die Gelegenheit nutzen, unsere gegenüber dem Rechtsausschuss des Bundesrats 
dargelegte Auffassung Ihnen gegenüber zu konkretisieren, indem wir nunmehr – in Fortführung 
unserer dortigen allgemeinen Anregungen – einen konkreten Vorschlag für eine eigenständige 
Regelung des Themenkomplexes in der WPO unterbreiten. Diesem liegen insbesondere die 
Erwägungen zugrunde, dass WP/vBP auch bei der Erbringung von Steuerrechtshilfe nicht an die 
im Steuerberatungsgesetz geregelten Berufspflichten gebunden sind, sondern auch insoweit nur 
und ausschließlich den Vorschriften ihres eigenen Berufsrechts (WPO, BS WP/vBP) unterliegen. 
Einem bloßen Verweis auf die Regelungen des StBerG, wie er in § 55a Abs. 1 WPO i. d. F. des 
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Regierungsentwurfs enthalten ist, steht die Wirtschaftsprüferkammer daher kritisch gegenüber. 
Darüber hinaus berücksichtigt der Vorschlag, dass WP/vBP, anders als StB, aber vergleichbar 
den Patentanwälten, keiner gesetzlichen Vergütungsordnung unterliegen. Der Regelungsvor-
schlag orientiert sich daher an der für die Patentanwaltsordnung (PAO) vorgesehenen Regelung 
des Regierungsentwurfs. Im Übrigen wurden die Änderungsvorschläge der Bundessteuerbera-
terkammer berücksichtigt, soweit wir uns diesen im Rahmen unserer Stellungnahme gegenüber 
dem Rechtsausschuss des Bundesrats angeschlossen haben.  

Artikel 5 des Gesetzes zur Neuregelung des Verbots der Vereinbarung von Erfolgshonoraren 
könnte nach alledem wie folgt lauten:  

Artikel 5 
Änderung der Wirtschaftsprüferordnung 

Die Wirtschaftsprüferordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. November 1975 
(BGBl I S. 2803), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert:  

1. § 55a wird zu § 55.  

Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

a) In Satz 1 werden nach der Angabe „§ 2 Abs. 1“ das Komma sowie die Angabe „2“ 
gestrichen. 

b) Es wird folgender Satz 2 eingefügt:  

„Für Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 gilt dies, soweit § 55a nichts anderes bestimmt.“ 

c) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3 und 4. 

2. § 55a wird wie folgt gefasst:  

„§ 55a 
Erfolgshonorar für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Vereinbarungen, durch die eine Vergütung für eine Hilfeleistung in Steuersachen oder ih-
re Höhe vom Ausgang der Sache oder vom Erfolg der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers 
abhängig gemacht wird oder nach denen der Wirtschaftsprüfer einen Teil des erstrittenen 
Betrages als Honorar erhält (Erfolgshonorar), sind unzulässig, soweit nachfolgend nichts 
anderes bestimmt ist. Vereinbarungen, durch die der Wirtschaftsprüfer sich verpflichtet, 
Gerichtskosten, Verwaltungskosten oder Kosten anderer Beteiligter zu tragen, sind unzu-
lässig.  
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(2) Ein Erfolgshonorar darf nur für einen Einzelfall und nur dann vereinbart werden, wenn 
der Auftraggeber aufgrund seiner wirtschaftlichen Verhältnisse bei verständiger Betrach-
tung ohne die Vereinbarung eines Erfolgshonorars von der Rechtsverfolgung abgehalten 
würde.  

(3) Die Vereinbarung bedarf der Schriftform. Sie muss als Vergütungsvereinbarung oder in 
vergleichbarer Weise bezeichnet werden, von anderen Vereinbarungen mit Ausnahme 
der Auftragserteilung deutlich abgesetzt sein und darf nicht in der Vollmacht enthalten 
sein. Die Vereinbarung muss enthalten:  

1. Die erfolgsunabhängige Vergütung, zu der der Wirtschaftsprüfer bereit wäre, den 
Auftrag zu übernehmen,  

2. die Angabe, welche Vergütung bei Eintritt welcher Bedingung verdient sein soll,  

3. die Höhe des Erfolgszuschlags, der zu zahlen ist, wenn der erstrebte Erfolg in 
vollem Umfang erreicht wird.  

(4) In die Vereinbarung ist ferner ein Hinweis aufzunehmen, dass diese keinen Einfluss auf 
die gegebenenfalls vom Auftraggeber zu zahlenden Gerichtskosten, Verwaltungskosten 
und die von ihm zu erstattenden Kosten anderer Beteiligter hat. Ist die erfolgsabhängige 
Vergütung unter Berücksichtigung aller Umstände unangemessen hoch, so kann sie im 
Rechtsstreit auf einen angemessenen Betrag bis zur Höhe der sich aus den Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts ergebenden Vergütung herabgesetzt werden.  

(5) Aus einer Vergütungsvereinbarung, die nicht den Anforderungen der Absätze 2 und 3 
entspricht, erhält der Wirtschaftsprüfer keine höhere als eine nach den Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts bemessene Vergütung.“ 

 

 






















